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Rede der Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend, Manuela Schwesig, 
 
   zum Entwurf eines Gesetzes zur Reform der Pflegeberufe 
   vor dem Deutschen Bundestag 
   am 13. Januar 2016 in Berlin: 

 

 

Herr Gröhe hat es gesagt: Wir wollen mit diesem Gesetz die Pflegeberufe attraktiver 

machen; denn wir brauchen in diesem Bereich Nachwuchs. Wir wollen, dass jeder im 

Land, der Pflege braucht, ob es ein kleines Kind oder die pflegebedürftige Oma ist, 

gute Pflege bekommt. Dafür brauchen wir gute Fachkräfte.  

 

Wenn sich heute junge Menschen für einen Beruf entscheiden, dann müssen sie die 

Perspektive haben, mit ihrer Ausbildung in verschiedenen Bereichen, die sich nahe-

stehen, tätig sein zu können. Das schließt eine Spezialisierung, die heutzutage ohne-

hin während des Berufslebens gemacht werden muss, nicht aus. Deshalb ist es schon 

lange in der Diskussion der Länder, des Bundes und auch der Fachwelt, zu einer ge-

neralisierten Ausbildung zu kommen. Alle Bundesländer haben schon vor vielen Jah-

ren beschlossen, diesen Weg zu gehen. Ich freue mich sehr, dass es Herrn Gröhe und 

mir gemeinsam gelungen ist, die Ergebnisse dieser langjährigen Diskussion in einen 

Gesetzentwurf münden zu lassen.  

 

Aus Sicht der Altenpflege, die ich als Ministerin zu verantworten haben, möchte ich 

sagen: Dieser Gesetzentwurf wird die Altenpflege attraktiver machen. Die einheitliche 

Berufsausbildung wird dazu führen, dass Altenpflege besser anerkannt und wertge-

schätzt wird, dass Altenpflege damit besser bezahlt wird. Es wird Zeit, dass wir hier zu 

einer Art dualen Ausbildung kommen, wo Ausbildungsvergütung statt Schulgeld an der 

Tagesordnung ist. 
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Das ist aus Sicht der Frauen sehr wichtig. Heutzutage machen diesen Job zu 80 Pro-

zent Frauen. Die Lohnungerechtigkeit beginnt oft schon am Anfang, indem man Schul-

geld mitbringt, anstatt eine Ausbildungsvergütung zu erhalten. Insofern ist es auch ein 

wichtiger Schritt zur Lohngerechtigkeit.  

 

Herr Gröhe und ich wissen, dass es viele Fragen und Sorgen gibt, die wir sehr ernst 

nehmen. Wir freuen uns auf die parlamentarische Debatte, um hier gut beraten zu 

können. 

 
 

*  *  *  *  * 


